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Stand 2019

Musterschreiben für Untersuchungsaufträge bei Lehrkräften
Staatliches Schulamt






Hessen-Logo
(Briefkopf, Aktenzeichen etc.)
Hessisches Amt für

Versorgung und Soziales
     
Ärztliche Untersuchung – Lehrkräfte – 
hier:
Überprüfung der Dienstfähigkeit nach §§ 26, 27 Beamtenstatusgesetz (BeamtStG) in Verbindung mit §§ 36 ff. Hessisches Beamtengesetz (HBG)

Ich bitte, die nachstehende Untersuchung durchzuführen und mir darüber ein ärztliches Zeugnis vorzulegen, da ich Zweifel an der Dienstfähigkeit der Beamtin/des Beamten habe. Diese beruhen auf den nachfolgend angegebenen krankheitsbedingten Fehlzeiten und den folgenden Unterlagen, die ich Ihnen hierzu beilege:
  die mir von der Beamtin oder dem Beamten vorlegten Krankschreibungen oder sonstige ärztlichen Gutachten,
  Stellungnahmen vom Vorgesetzten,
       sonstige Unterlagen, 
Da aktuell die Art und der Umfang der notwendigen ärztlichen Untersuchungen noch nicht abschließend bestimmt werden können, bitte ich Sie eine ärztliche Untersuchung nach § 4 der gemeinsamen Empfehlungen der Bundearbeitsgemeinschaft für Rehabilitation (gem. §13 Abs. 1 i.V.m. § 12 Abs.1 Nr. 4 SGB IX für die Durchführung von Begutachtungen möglichst nach einheitlichen Grundsätzen) durchzuführen.

Danach muss sich das von Ihnen zu erstellende Gutachten auf folgende Aspekte erstrecken:

· Allgemeine und klinische Anamnese;

· Sozialanamnese mit orientierender Arbeitsanamnese,

· Untersuchungsbefunde einschließlich relevanter Vorbefunde, 

· Diagnosen,

· Epikrise und

· Sozialmedizinische Beurteilung.

Sollte das Hessische Amt für Versorgung und Soziales zur Prüfung der Dienstfähigkeit darüber hinaus eine fachärztliche Zusatzbegutachtung (z.B. kardiologische, nervenärztliche usw.) für erforderlich halten, bitte ich das Versorgungsamt wegen der Kostenzusage und des konkreten Umfangs der Untersuchung vorab um Rücksprache.
	Anlass für die
Untersuchung
	 FORMCHECKBOX 

	Antrag der Beamtin/des Beamten

	
	 FORMCHECKBOX 

	Auf Veranlassung des Dienstherrn

	Erst-/Nachuntersuchung
	 FORMCHECKBOX 

	Erstmalige Untersuchung der Dienstfähigkeit

	
	 FORMCHECKBOX 

	Wiederholte Untersuchung der Dienstfähigkeit

	
	 FORMCHECKBOX 

	Nachuntersuchung zur Überprüfung der Wiederherstellung der Dienstfähigkeit

	Angaben zur Person

	Name, Vorname:
	

	Geburtsdatum:
	

	Privatanschrift:
	

	Krankheits-/AU-Zeiten der
letzten 3 Jahre (ggf. auf gesondertem Blatt)
	Zeitraum der krankheitsbedingten Abwesenheit

Krankschreibung,
Anschrift der Praxis

Von

Von

Von

Von



	Bei Nachuntersuchung: Dienstunfähig seit/Teildienstfähig seit
	

	Liegt ein anerkannter Dienstunfall vor
	 FORMCHECKBOX 
 Ja.

 FORMCHECKBOX 
 Nein.

	Grad der Behinderung (soweit bekannt), ggf. Umfang des Nachteilsausgleichs nach § 10 PflStVO:
	

	Angaben zur dienstlichen Tätigkeit

	Schule und Schulort:
	

	Schulform:
	

	Klassenstufen:
	

	Bei Erstantrag: derzeitige Unterrichtsfächer (ggf. weitere Einsatzmöglichkeiten aufgrund der Ausbildung):

Bei Nachuntersuchung: vor der DU ausgeübte Funktion / Unterrichtsfächer: 
	


	Dienstposten/Amtsbezeichnung
	

	Der Dienstposten umfasst:
	 FORMCHECKBOX 

	ausschließlich Lehr- und Erziehungstätigkeit

	
	 FORMCHECKBOX 

	vorwiegend die Leitung der Schule oder sonstige Verwaltungstätigkeit, sowie Lehr- und Erziehungstätigkeit

	
	 FORMCHECKBOX 

	vorwiegend Lehr- und Erziehungstätigkeit, sowie teilweise Aufgaben aus dem Bereich der Schulleitung/Schulverwaltung

	
	
	Genauere Beschreibung:

	Derzeitige Pflichtstundenzahl bei voller Stelle (ohne Stundenreduzierungen z.B. wegen des Nachteilsausgleichs nach § 10 PflStVO):
	

	Derzeitige Pflichtstundenzahl bei Teilzeit (ohne Stundenreduzierungen z.B. wegen des Nachteilsausgleichs nach § 10 PflStVO):
	

	Angaben zu Anrechnungs-/Entlastungsstunden (insbesondere den Bereich der Schulleitung betreffend oder z.B. Personalrat)
	

	Besteht die Möglichkeit der Verwendung der Beamtin/des Beamten auf einem anderen Arbeitsplatz? Wenn ja, auf welchem?

 FORMCHECKBOX 
 Ja, 
 FORMCHECKBOX 
 Nein.

 FORMCHECKBOX 
 Keine Aussage möglich.

	Angaben zu bisherigen Präventions- und Wiedereingliederungsmaßnahmen (z.B. Wiedereingliederungsgespräche/BEM nach § 167 Abs. 2 SGB IX, Präventionsmaßnahmen bei schwerbehinderten/gleich​ge​stell​ten Beamten nach § 167 Abs. 1 SGB IX, Stundenermäßigungen nach § 11 PflStVO, Feststellung der begrenzten Dienstfähigkeit …):




	Sonstige Hinweise oder Fragen (z. B. Bericht über Auffälligkeiten bei der Erfüllung der Dienstaufgaben – beobachtete gesundheitsbezogene Leistungseinschränkungen – oder Auffälligkeiten bezüglich der krankheitsbedingten Abwesenheit):




Nach § 26 Abs. 1 des Beamtenstatusgesetzes (BeamtStG) in Verbindung mit § 36 Abs. 1 des Hessischen Beamtengesetzes (HBG) sind Beamtinnen und Beamten als dienstunfähig anzusehen, wenn sie wegen ihres körperlichen Zustands oder aus gesundheitlichen Gründen zur Erfüllung ihrer Dienstpflichten dauernd unfähig (dienstunfähig) sind. Als dienstunfähig kann auch angesehen werden, wer infolge Erkrankung innerhalb eines Zeitraums von sechs Monaten mehr als drei Monate keinen Dienst getan hat und keine Aussicht besteht, dass sie oder er innerhalb weiterer sechs Monate wieder voll dienstfähig wird.  Nach § 27 BeamtStG in Verbindung mit § 37 HBG soll von der Versetzung in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit abgesehen werden, wenn die Beamtin oder der Beamte unter Beibehaltung des übertragenen Amtes die Dienstpflichten noch während mindestens der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit erfüllen kann (begrenzte Dienstfähigkeit).

Ich bitte Sie, o.g. Lehrkraft zu untersuchen und festzustellen, ob aus ärztlicher Sicht die Voraussetzungen für die Feststellung der Dienstunfähigkeit vorliegen. Falls die gesundheitlichen Voraussetzungen für die Feststellung der begrenzten Dienstfähigkeit vorliegen, bitte ich um konkrete Angaben zum zeitlichen Umfang der noch möglichen Unterrichtsstunden (ohne Berücksichtigung von Nachteilsausgleichen nach § 10 PflStVO, die von der Dienststelle gesondert abgezogen werden).
Nach § 26 BeamtStG wird nicht in den Ruhestand versetzt, wer anderweitig verwendbar ist, wem also ein anderes Amt derselben oder einer anderen Laufbahn übertragen werden kann.

Ich bitte um Mitteilung, ob eine anderweitige Verwendung in Betracht kommt.

Nach § 29 Abs. 4 BeamtStG/§ 38 HBG sind Beamtinnen und Beamte, die wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand versetzt worden sind, verpflichtet, sich geeigneten und zumutbaren Maßnahmen zur Wiederherstellung ihrer Dienstfähigkeit zu unterziehen.

Diesbezüglich bitte ich um Mitteilung, welche Maßnahmen hierzu in Betracht kommen (z. B. stationäre/ambulante fachmedizinische Therapie).

Bei ärztlich bescheinigter Dienstunfähigkeit bitte ich um Angabe, ob die Dienstunfähigkeit ganz oder teilweise auf einen Dienstunfall zurückzuführen ist.

Schließlich bitte ich auch um Mitteilung, ob und wann eine Nachuntersuchung wegen einer möglichen Wiederherstellung der Dienstfähigkeit für zweckmäßig gehalten wird.

Für den Fall, dass aus ärztlicher Sicht die Voraussetzungen für die Ruhestandsversetzung wegen Dienstunfähigkeit vorliegen, bitte ich, den beiliegenden Erhebungsvordruck A.1: Dienstunfähigkeit des Hessischen Ministeriums des Innern und für Sport für die Statistik nach § 66 Hessisches Beamtenversorgungsgesetz zu ergänzen und mir in einem verschlossenen, beschrifteten Umschlag („Erhebung von Daten nach § 66 HBeamtVG - nur für statistische Zwecke“) zu übersenden.

Die Lehrkraft habe ich mit gleicher Post gebeten, Ihnen die unterschriebene Schweigepflichtentbindungserklärung für behandelnde Ärzte gegenüber dem HAVS und den ausgefüllten Anamnesebogen umgehend zuzusenden. Die Beamtin/der Beamte wurde zudem darauf hingewiesen, ggf. vorhandene ärztliche Befunde beizufügen.
Im Auftrag

